
Vorabentscheidungsersuchen des Conseil d’État (Belgien), 
eingereicht am 15. Mai 2009 — Action et défense de 
l'environnement de la Vallée de la Senne et de ses 
affluents ASBL (ADESA), Réserves naturelles RNOB 
ASBL, Stéphane Banneux, Zénon Darquenne/Wallonische 

Region 

(Rechtssache C-178/09) 

(2009/C 180/52) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Vorlegendes Gericht 

Conseil d’État (Belgien) 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Action et défense de l'environnement de la Vallée de la 
Senne et de ses affluents ASBL (ADESA), Réserves naturelles 
RNOB ASBL, Stéphane Banneux, Zénon Darquenne 

Beklagte: Wallonische Region 

Vorlagefragen 

1. Ist Art. 1 Abs. 5 der Richtlinie 85/337/EWG über die Um­
weltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und 
privaten Projekten ( 1 ) dahin auszulegen, dass er eine Rege­
lung — wie das Dekret der Wallonischen Region vom 17. 
Juli 2008 über einige Genehmigungen, für die zwingende 
Gründe des Allgemeininteresses vorliegen — von seinem 
Anwendungsbereich ausschließt, die sich darauf beschränkt, 
festzustellen, dass für die Gewährung der Städtebaugeneh­
migungen, der Umweltgenehmigungen und der Globalge­
nehmigungen, die sich auf die in ihr aufgeführten Handlun­
gen und Arbeiten beziehen, „zwingende Gründe des All­
gemeininteresses erwiesen sind“, und die Genehmigungen 
„ratifiziert“, für die festgestellt wird, dass „zwingende Gründe 
des Allgemeininteresses erwiesen sind“? 

2. a) Stehen die Art. 1, 5, 6, 7, 8 und 10a der Richtlinie 
85/337/EWG in der durch die Richtlinie 97/11/EG ( 2 ) 
des Rates und die Richtlinie 2003/35/EG ( 3 ) geänderten 
Fassung einer rechtlichen Regelung entgegen, wonach 
das Recht, ein einer Umweltverträglichkeitsprüfung un­
terliegendes Projekt durchzuführen, durch einen Gesetz­
gebungsakt erteilt wird, gegen den es kein Überprü­
fungsverfahren vor einem Gericht oder einer anderen 
auf gesetzlicher Grundlage geschaffenen unabhängigen 
und unparteiischen Stelle gibt, um die materiell-recht­
liche und verfahrensrechtliche Rechtmäßigkeit der Ent­
scheidung anzufechten, die einen Rechtsanspruch auf 
Durchführung des Projekts begründet? 

b) Ist Art. 9 des am 25. Juni 1998 abgeschlossenen und für 
die Europäische Gemeinschaft durch Beschluss 
2005/370/EG des Rates vom 17. Februar 2005 ( 4 ) ge­
nehmigten Übereinkommens von Aarhus über den Zu­
gang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an 
Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in 
Umweltangelegenheiten dahin auszulegen, dass er den 
Mitgliedstaaten auferlegt, Zugang zu einem Überprü­
fungsverfahren vor einem Gericht oder einer anderen 

auf gesetzlicher Grundlage geschaffenen unabhängigen 
und unparteiischen Stelle zu gewähren, damit die Recht­
mäßigkeit von Entscheidungen, Handlungen oder Unter­
lassungen, für die Art. 6 gilt, hinsichtlich jeder materiell- 
rechtlichen oder verfahrensrechtlichen Frage sowohl der 
materiell-rechtlichen als auch der verfahrensrechtlichen 
Regelung der Genehmigung von Projekten, die einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung unterworfen sind, ange­
fochten werden kann? 

c) Ist Art. 10a der Richtlinie 85/337/EWG in der durch die 
Richtlinie 2003/35/EG geänderten Fassung im Hinblick 
auf das am 25. Juni 1998 abgeschlossene und für die 
Europäische Gemeinschaft durch Beschluss 
2005/370/EG des Rates vom 17. Februar 2005 geneh­
migte Übereinkommen von Aarhus über den Zugang zu 
Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an Ent­
scheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in 
Umweltangelegenheiten dahin auszulegen, dass er den 
Mitgliedstaaten auferlegt, Zugang zu einem Überprü­
fungsverfahren vor einem Gericht oder einer anderen 
auf gesetzlicher Grundlage geschaffenen unabhängigen 
und unparteiischen Stelle zu gewähren, damit die Recht­
mäßigkeit von Entscheidungen, Handlungen oder Unter­
lassungen hinsichtlich jeder materiell-rechtliche oder ver­
fahrensrechtlichen Frage sowohl der materiell-rechtlichen 
als auch der verfahrensrechtlichen Regelung der Geneh­
migung von Projekten, die einer Umweltverträglichkeits­
prüfung unterworfen sind, angefochten werden kann? 

( 1 ) Richtlinie 85/337/EWG des Rates vom 27. Juni 1985 über die Um­
weltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten 
Projekten (ABl. L 175, S. 40). 

( 2 ) Richtlinie 97/11/EG des Rates vom 3. März 1997 zur Änderung der 
Richtlinie 85/337/EWG über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei 
bestimmten öffentlichen und privaten Projekten (ABl. L 73, S. 5). 

( 3 ) Richtlinie 2003/35/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 26. Mai 2003 über die Beteiligung der Öffentlichkeit bei der 
Ausarbeitung bestimmter umweltbezogener Pläne und Programme 
und zur Änderung der Richtlinien 85/337/EWG und 96/61/EG 
des Rates in Bezug auf die Öffentlichkeitsbeteiligung und den Zu­
gang zu Gerichten — Erklärung der Kommission (ABl. L 156, S. 17). 

( 4 ) Beschluss 2005/370/EG des Rates vom 17. Februar 2005 über den 
Abschluss des Übereinkommens über den Zugang zu Informationen, 
die Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren und den 
Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten im Namen der Eu­
ropäischen Gemeinschaft (ABl. L 124, S. 1). 

Vorabentscheidungsersuchen des Conseil d’État (Belgien), 
eingereicht am 15. Mai 2009 — Le Poumon vert de la 
Hulpe ASBL, Les amis de la Forêt de Soignes ASBL, 
Jacques Solvay de la Hulpe, Marie-Noëlle Solvay, Alix 

Walsh/Wallonische Region 

(Rechtssache C-179/09) 

(2009/C 180/53) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Vorlegendes Gericht 

Conseil d’État (Belgien)
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Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Le Poumon vert de la Hulpe ASBL, Les amis de la Forêt 
de Soignes ASBL, Jacques Solvay de la Hulpe, Marie-Noëlle 
Solvay, Alix Walsh 

Beklagte: Wallonische Region 

Vorlagefragen 

1. Ist Art. 1 Abs. 5 der Richtlinie 85/337/EWG über die Um­
weltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und 
privaten Projekten ( 1 ) dahin auszulegen, dass er eine Rege­
lung — wie das Dekret der Wallonischen Region vom 17. 
Juli 2008 über einige Genehmigungen, für die zwingende 
Gründe des Allgemeininteresses vorliegen — von seinem 
Anwendungsbereich ausschließt, die sich darauf beschränkt, 
festzustellen, dass für die Gewährung der Städtebaugeneh­
migungen, der Umweltgenehmigungen und der Globalge­
nehmigungen, die sich auf die in ihr aufgeführten Handlun­
gen und Arbeiten beziehen, „zwingende Gründe des All­
gemeininteresses erwiesen sind“, und die Genehmigungen 
„ratifiziert“, für die festgestellt wird, dass „zwingende Gründe 
des Allgemeininteresses erwiesen sind“? 

2. a) Stehen die Art. 1, 5, 6, 7, 8 und 10a der Richtlinie 
85/337/EWG in der durch die Richtlinie 97/11/EG ( 2 ) 
des Rates und die Richtlinie 2003/35/EG ( 3 ) geänderten 
Fassung einer rechtlichen Regelung entgegen, wonach 
das Recht, ein einer Umweltverträglichkeitsprüfung un­
terliegendes Projekt durchzuführen, durch einen Gesetz­
gebungsakt erteilt wird, gegen den es kein Überprü­
fungsverfahren vor einem Gericht oder einer anderen 
auf gesetzlicher Grundlage geschaffenen unabhängigen 
und unparteiischen Stelle gibt, um die materiell-recht­
liche und verfahrensrechtliche Rechtmäßigkeit der Ent­
scheidung anzufechten, die einen Rechtsanspruch auf 
Durchführung des Projekts begründet? 

b) Ist Art. 9 des am 25. Juni 1998 abgeschlossenen und für 
die Europäische Gemeinschaft durch Beschluss 
2005/370/EG des Rates vom 17. Februar 2005 ( 4 ) ge­
nehmigten Übereinkommens von Aarhus über den Zu­
gang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an 
Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in 
Umweltangelegenheiten dahin auszulegen, dass er den 
Mitgliedstaaten auferlegt, Zugang zu einem Überprü­
fungsverfahren vor einem Gericht oder einer anderen 
auf gesetzlicher Grundlage geschaffenen unabhängigen 
und unparteiischen Stelle zu gewähren, damit die Recht­
mäßigkeit von Entscheidungen, Handlungen oder Unter­
lassungen, für die Art. 6 gilt, hinsichtlich jeder materiell- 
rechtlichen oder verfahrensrechtlichen Frage sowohl der 
materiell-rechtlichen als auch der verfahrensrechtlichen 
Regelung der Genehmigung von Projekten, die einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung unterworfen sind, ange­
fochten werden kann? 

c) Ist Art. 10a der Richtlinie 85/337/EWG in der durch die 
Richtlinie 2003/35/EG geänderten Fassung im Hinblick 
auf das am 25. Juni 1998 abgeschlossene und für die 
Europäische Gemeinschaft durch Beschluss 
2005/370/EG des Rates vom 17. Februar 2005 geneh­
migte Übereinkommen von Aarhus über den Zugang zu 
Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an Ent­
scheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in 

Umweltangelegenheiten dahin auszulegen, dass er den 
Mitgliedstaaten auferlegt, Zugang zu einem Überprü­
fungsverfahren vor einem Gericht oder einer anderen 
auf gesetzlicher Grundlage geschaffenen unabhängigen 
und unparteiischen Stelle zu gewähren, damit die Recht­
mäßigkeit von Entscheidungen, Handlungen oder Unter­
lassungen hinsichtlich jeder materiell-rechtliche oder ver­
fahrensrechtlichen Frage sowohl der materiell-rechtlichen 
als auch der verfahrensrechtlichen Regelung der Geneh­
migung von Projekten, die einer Umweltverträglichkeits­
prüfung unterworfen sind, angefochten werden kann? 

( 1 ) Richtlinie 85/337/EWG des Rates vom 27. Juni 1985 über die Um­
weltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten 
Projekten (ABl. L 175, S. 40). 

( 2 ) Richtlinie 97/11/EG des Rates vom 3. März 1997 zur Änderung der 
Richtlinie 85/337/EWG über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei 
bestimmten öffentlichen und privaten Projekten (ABl. L 73, S. 5). 

( 3 ) Richtlinie 2003/35/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 26. Mai 2003 über die Beteiligung der Öffentlichkeit bei der 
Ausarbeitung bestimmter umweltbezogener Pläne und Programme 
und zur Änderung der Richtlinien 85/337/EWG und 96/61/EG 
des Rates in Bezug auf die Öffentlichkeitsbeteiligung und den Zu­
gang zu Gerichten — Erklärung der Kommission (ABl. L 156, S. 17). 

( 4 ) Beschluss 2005/370/EG des Rates vom 17. Februar 2005 über den 
Abschluss des Übereinkommens über den Zugang zu Informationen, 
die Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren und den 
Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten im Namen der Eu­
ropäischen Gemeinschaft (ABl. L 124, S. 1). 

Klage, eingereicht am 26. Mai 2009 — Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften/Königreich Schweden 

(Rechtssache C-185/09) 

(2009/C 180/54) 

Verfahrenssprache: Schwedisch 

Parteien 

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro­
zessbevollmächtigte: U. Jonsson und L. Balta) 

Beklagter: Königreich Schweden 

Anträge 

Die Kommission beantragt, 

— festzustellen, dass das Königreich Schweden dadurch gegen 
seine Verpflichtungen aus Art. 15 Abs. 1 der Richtlinie 
2006/24/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 15. März 2006 über die Vorratsspeicherung von Daten, 
die bei der Bereitstellung öffentlich zugänglicher elektro­
nischer Kommunikationsdienste oder öffentlicher Kommuni­
kationsnetze erzeugt oder verarbeitet werden, und zur Än­
derung der Richtlinie 2002/58/EG ( 1 ) verstoßen hat, dass es 
nicht die Rechts- und Verwaltungsvorschriften erlassen hat, 
die erforderlich sind, um dieser Richtlinie nachzukommen 
oder jedenfalls diese Maßnahmen der Kommission nicht 
mitgeteilt hat;
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